
Merkblatt Kurzarbeit  
Stand: Dezember 2019 

 

 
I. Begriff 

 
Unter Kurzarbeit versteht man eine vorübergehende Verkürzung bis hin zur vorübergehenden Einstellung (soge-
nannte Kurzarbeit null) der betrieblichen Arbeitszeit im gesamten Betrieb oder in organisatorisch abgrenzbaren 
Teilen. Sie dient der vorübergehenden wirtschaftlichen Entlastung des Betriebs ohne Arbeitsplatzabbau. 
 
 
II. Rechtsgrundlagen 

 
Für die Einführung von Kurzarbeit ist eine besondere arbeitsrechtliche Grundlage erforderlich. Diese kann sich 
ergeben aus  
 
- dem einschlägigen Tarifvertrag (Papierindustrie: § 14 MTV Papier i.V.m. mit einer Betriebsvereinbarung) 
- aus einer Betriebsvereinbarung 
- einer einzelvertraglichen Vereinbarung zwischen Arbeitgeber und Arbeitnehmer bei Abschluss des Arbeits-

vertrages, einer arbeitsvertraglichen Bezugnahme auf den Tarifvertrag oder einer Vereinbarung aus konkre-
tem Anlass, die auch durch konkludentes Handeln geschlossen werden kann. 

 
In mitbestimmten Unternehmen ist das Mitbestimmungsrecht des Betriebsrats (§ 87 Abs. 1 Nr. 3 BetrVG) zu 

beachten. Der Abschluss einer Betriebsvereinbarung ist notwendig. Ein Muster ist diesem Merkblatt beigefügt.  
 
Die gesetzlichen Regelungen über die Kurzarbeit finden sich in den §§ 95 ff SGB III. 
 
III. Rechtsfolge 

 
Der Arbeitnehmer wird von seiner Verpflichtung zur Arbeitsleistung unter Verlust seiner Vergütungsansprüche be-
freit. Als teilweisen Ausgleich erhält er einen Anspruch auf Kurzarbeitergeld (Kug). 
Die übrigen Rechte und Pflichten aus dem Arbeitsverhältnis bleiben durch Kurzarbeit grundsätzlich unberührt.  
 
Bei langfristiger Kurzarbeit entsteht dennoch ein ungekürzter Urlaubsanspruch. 
 
Kündigungen kann der Arbeitgeber grundsätzlich auch während der Kurzarbeit aussprechen, und zwar grundsätz-
lich aus personen-, verhaltens- oder betriebsbedingten Gründen, wobei bei einer betriebsbedingten Kündigung 
noch weitere, über die Gründe für Kurzarbeit hinausgehende Umstände hinzukommen müssen, die ein dringendes 
betriebliches Erfordernis begründen. Die Kündigungsfristen sind in jedem Fall einzuhalten. Gekündigte Mitarbeiter 
sind aber während der Kündigungsfrist voll zu bezahlen. Der Arbeitgeber kann seinerseits verlangen, dass der 
Arbeitnehmer in dieser Zeit voll arbeitet (§ 14 Ziff. 6 MTV). 
 
Wird kein Kurzarbeitergeld bezahlt, z.B. weil die Arbeitsagentur die Voraussetzungen des Kug nicht als erfüllt an-
sieht, muss der Arbeitgeber die ausgefallene Zeit selbst vergüten, allerdings nur in Höhe des ausgefallenen Kurz-
arbeitergeldes. 
 
 
IV. Kurzarbeitergeld 

 
Die Anordnung von Kurzarbeit führt dazu, dass der Arbeitnehmer unter folgenden Voraussetzungen einen An-
spruch auf Kurzarbeitergeld gemäß § 95 SGB III erhält: 
 
1. Es liegt ein erheblicher Arbeitsausfall mit Entgeltausfall vor, 
 
2. die betrieblichen Voraussetzungen sind erfüllt, 
 
3. die persönlichen Voraussetzungen sind erfüllt und 
 
4. der Arbeitsausfall ist der Agentur für Arbeit angezeigt worden.  
 

1. Ein erheblicher Arbeitsausfall liegt vor, wenn er  
 
a) auf wirtschaftlichen Gründen oder einem unabwendbaren Ereignis beruht 
 
b) vorübergehend ist 
 
c) nicht vermeidbar ist und 
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d) im jeweiligen Kalendermonat mindestens 1/3 der in dem Betrieb beschäftigten Arbeitnehmer (ohne 
Azubi) von einem Entgeltausfall von jeweils mehr als 10 % betroffen sind.  

 
a) Der Arbeitsausfall muss entweder auf wirtschaftlichen Gründen (insbesondere Störungen im 

Wirtschaftskreislauf, Konjunkturschwankungen, Auftragsmangel, Absatzschwierigkeiten, aber 
auch Änderungen der Betriebsstruktur wie beispielsweise Umstellung auf ein neues Produkt, 
soweit sie durch allgemeine wirtschaftliche Entwicklung bedingt ist) oder auf einem objektiv 
feststellbaren unabwendbar Ereignis beruhen, das durch die äußerste im Einzelfall gebotenen 
Sorgfalt nicht zu verhindern ist (z. B. außergewöhnliche Witterungsbedingungen, Krankheit des 
Betriebsinhabers die zum Arbeitsausfall führt, sowie behördliche Maßnahmen, die der Arbeit-
geber nicht zu vertreten hat, wie Ein- oder Ausfuhrverbote, bauliche Maßnahmen, die den Zu-
gang zum Betrieb einschränken können oder zu einem Absatzrückgang führen). 

 
b) Der Arbeitsausfall muss vorübergehend sein, das heißt der Betrieb muss mit einer gewissen 

Wahrscheinlichkeit in absehbarer Zeit wieder zu Vollarbeit übergehen können. 
 
c) Der Arbeitsausfall muss unvermeidbar sein, das heißt es müssen alle zumutbaren Vorkehrun-

gen getroffen worden seien, um den Arbeitsausfall zu verhindern. Daher scheiden überwiegend 
branchen- oder betriebsübliche, ausschließlich betriebsorganisatorische sowie saisonbedingte 
Gründe aus.  

 
Arbeitsausfälle sind auch vermeidbar, wenn Erholungsurlaub gewährt oder zulässige Arbeits-
zeitschwankungen genutzt werden können. Nach § 96 Abs. 4 Satz 2 Nr. 2 gilt ein Arbeitsaus-

fall als vermeidbar, der durch die Gewährung von bezahltem Erholungsurlaub ganz oder teil-
weise verhindert werden kann, soweit vorrangige Urlaubswünsche der Arbeitnehmer nicht ent-
gegenstehen. 
 
Urlaub aus dem Vorjahr muss vorrangig abgebaut werden. Urlaub des laufenden Jahres, der 
noch nicht verplant ist, muss nur eingesetzt werden, wenn er noch in unverhältnismäßigem 
Umfang besteht. Anfang des Urlaubsjahres kann von der Arbeitsagentur, wohl aber vom Arbeit-
geber durch Betriebsvereinbarung, der Einsatz von Urlaub zur Vermeidung von Kurzarbeit nicht 
gefordert werden. Nach der beigefügten Musterbetriebsvereinbarung sind u. a. Mitarbeiter mit 
bereits gewährtem Urlaub während dessen Dauer von der Kurzarbeit ausgenommen. Diese 
Aussage in der Betriebsvereinbarung ist wichtig, weil andernfalls ein vormals erteilter Urlaub 
als nicht gewährt gelten würde, eine Anrechnung auf das Urlaubskonto zu unterbleiben hätte 
und dem Arbeitnehmer nach Beendigung der Kurzarbeit erneut Urlaubsansprüche zustehen 
würden.  

 
Im Übrigen sieht § 96 Abs. 4 Satz 3 SGB III vor, dass in bestimmten Fällen die Auflösung von 
Arbeitszeitguthaben nicht verlangt werden kann. Um in diesen Fällen den Anspruch auf Kurz-
arbeitergeld nicht zu verlieren, ist eine Abstimmung mit der zuständigen Arbeitsagentur und 
dem Arbeitgeberverband geboten. 
 
Besteht eine Flexibilisierungsregelung, nach der 10 % der Jahresarbeitszeit für Arbeitsschwan-
kungen eingesetzt werden und reicht dieser Rahmen nicht aus, gilt die Kurzarbeit als nicht ver-
meidbar. 
 
Zulässige Arbeitsflexibilisierungen (Arbeitszeitkonten) sind einzusetzen, wenn der Rahmen 
nicht für ohnehin übliche Schwankungen (Schichtplan) benötigt wird. Sofern arbeitsrechtlich der 
Aufbau von negativen Arbeitszeitkonten zum Auffangen von Arbeitszeitschwankungen vorge-
sehen ist, muss diese Möglichkeit zur Vermeidung von Kurzarbeit wieder genutzt werden. Ar-
beitszeitguthaben dürfen aber in der Kurzarbeit nicht aufgebaut werden („einfrieren“). 
 
Arbeitszeitguthaben, die z. B. als Lebensarbeitszeitkonten für die Freistellung vor der Rente 
oder eine Qualifizierung vorgesehen sind, die ein Guthaben von mehr als 10 % der Jahresar-
beitszeit aufweisen oder länger als ein Jahr unverändert bestanden haben, müssen nicht auf-
gelöst werden. Arbeitszeitguthaben bis zu 10 % der Jahresarbeitszeit müssen demnach, wenn 
sie nicht ein Jahr unverändert waren, aufgelöst werden. 

 
d) Hinsichtlich der 1/3-Regelung gilt: 
 
 Arbeitnehmer, die erkrankt oder in Urlaub sind und bei Erbringung der Arbeitsleistung von Kurz-

arbeit betroffen wären, können in das Drittel eingerechnet werden.  
 
 Der Arbeitsausfall bei den übrigen Beschäftigten kann unter 10 % liegen, d. h. sie erhalten auch 

Kug für die geringer als 10 % ausfallende Arbeitszeit, wenn die Voraussetzungen bei dem Drittel 
erfüllt sind. 

 



Seite 3 von 6 

G:\USER\VAP-Rundschreiben\2019\VAP-RS201-VAP-Merkblatt Kurzarbeit-Stand 12-2019.docx 

2. Die Betrieblichen Voraussetzungen sind erfüllt 
 

Der Betrieb muss über mindestens einen Arbeitnehmer verfügen, wobei als „Betrieb“ auch eine Be-
triebsabteilung (organisatorische Zusammenfassung von Arbeitnehmern zu einer Arbeitsgruppe i. d. 

R. unter eigener Leitung zur Erfüllung eines eigenen Betriebszecks oder Hilfszwecks) angesehen wer-
den kann (§ 97 SGB). 

 
3. Der Arbeitnehmer muss folgende persönliche Voraussetzungen erfüllen (§ 98 SGB III): 

 
– Er setzt nach Beginn des Arbeitsausfalls eine versicherungspflichtige Beschäftigung fort bzw. 

nimmt eine solche aus zwingenden Gründen oder im Anschluss an die Beendigung eines Berufs-
ausbildungsverhältnisses auf. 

 
– Das Arbeitsverhältnis ist weder gekündigt noch durch Aufhebungsvertrag aufgelöst. 

 
– Er ist nicht vom Kurzarbeitergeld ausgeschlossen. Ausgeschlossen ist, wer Krankengeld bezieht, 

an beruflichen Weiterbildungsmaßnahmen mit Bezug von Unterhalts- oder Übergangsgeld teil-
nimmt oder nicht bei Vermittlungshandlungen der Agentur für Arbeit mitwirkt. 

 
Hat der Arbeitnehmer trotz Belehrung über die Rechtsfolgen einer von der Agentur für Arbeit unter Benennung des 
Arbeitgebers und der Tätigkeit angebotenen zumutbaren Beschäftigung nicht angenommen oder nicht angetreten, 
ohne für sein Verhalten einen wichtigen Grund zu haben, kann für das Kurzarbeitergeld eine Sperrfrist eintreten. 
Bei Versäumung einer Meldefrist trotz Belehrung ruht das Kurzarbeitergeld grundsätzlich für zwei Wochen. Das 
Kurzarbeitergeld ruht außerdem für den Zeitraum, für den eine Altersrente als Vollrente zuerkannt wird. 
 
 
V. Verfahren 

 
Für die Gewährung von Kug ist ein zweistufiges Verfahren zu durchlaufen:  
 
Zuerst muss der Arbeitgeber den Arbeitsausfall bei der Agentur für Arbeit, in dessen Bezirk sein Betrieb liegt, 
schriftlich anzeigen (§ 99 SGB III). Das Kurzarbeitergeld wird frühestens von dem Kalendermonat an geleistet, in 

dem die Anzeige über den Ausfall bei der zuständigen Agentur für Arbeit eingegangen ist. Der Arbeitgeber bei der 
Anzeige den erheblichen Arbeitsausfall und die betrieblichen Voraussetzungen für einen Anspruch auf Kurzarbei-
tergeld glaubhaft zu machen. Zur Prüfung sind die notwendigen Unterlagen vorzulegen (z. B. Ankündigung oder 
Vereinbarungen über Kurzarbeit; in der Regel auch der Arbeitsplan, aus dem sich die Verteilung der Arbeitszeit 
ergibt). Die Stellungnahme des Betriebsrates ist beizufügen. Der Betriebsrat kann auch selbst die Anzeige erstat-
ten. Für die Anzeige sollte der Vordruck der Agentur für Arbeit verwendet werden, der dort erhältlich ist. Die Agentur 
für Arbeit erlässt dann einen Bescheid, ob die Voraussetzungen für die Gewährung von Kurzarbeitergeld vorliegen. 
Die Anzeige wirkt bis zum Ablauf der Kug-Bezugszeit, muss aber, wenn seit dem letzten Kalendermonat, für den 
Kug gewährt wurde, 3 Monate verstrichen sind, erneut erfolgen.  
 
Anschließend muss ein schriftlicher Antrag auf Kurzarbeitergeld dort bei der Agentur für Arbeit gestellt werden, 
wo die für den Betrieb zuständige Lohnabrechnungsstelle liegt. Hierfür gilt eine Ausschlussfrist von 3 Monaten 

ab dem Ablauf des Kalendermonats, in dem die Tage der Kurzarbeit liegen, bzw. für den Fall, dass sich diese über 
mehr als einen Monat erstrecken, ab dem Ablauf des letzten Kalendermonats, für den Kurzarbeitergeld beantragt 
wird. Antragsberechtigt sind ausschließlich die oben genannten Anzeigeberechtigten. Im Antrag sind Namen, An-
schriften und Sozialversicherungsnummern der betroffenen Arbeitnehmer zu nennen. Der Arbeitgeber muss das 
Kurzarbeitergeld kostenlos errechnen und an die Arbeitnehmer auszahlen. Auch für dieses Verfahren gibt es bei 
der Agentur für Arbeit Vordrucke. 
 
Erfüllt der Arbeitgeber vorsätzlich oder fahrlässig seine Berechnungs-, Auszahlungs- oder Aufzeichnungspflichten 
nicht, ist er zum Ersatz des daraus entstehenden Schadens verpflichtet. Hat er oder eine von ihm bestellte Person 
vorsätzlich oder grob fahrlässig unrichtige oder unvollständige Angaben gemacht und hierdurch bewirkt, dass Kurz-
arbeitergeld zu Unrecht geleistet wurde, hat er die Beträge zu erstatten. Erbringt der Arbeitgeber vorsätzlich oder 
fahrlässig den Nachweis der Anspruchsvoraussetzungen nicht, nicht richtig oder nicht vollständig, liegt eine Ord-
nungswidrigkeit vor, die mit einer Geldbuße bis zu 1.500 € geahndet werden kann 
 
Der Arbeitgeber muss der Agentur für Arbeit während der Dauer des Leistungsbezugs monatlich Auskünfte über 
Betriebsart, Beschäftigtenzahl, Zahl der Kurzarbeiter, Ausfall der Arbeitszeit und bisherige Dauer, Unterbrechung 
oder Beendigung der Kurzarbeit geben. 
 
 
VI. Bezugsdauer 

 
Kurzarbeitgebergeld wird für den Arbeitsausfall für eine Dauer von längstens 12 Monaten geleistet. Die Bezugs-
dauer gilt einheitlich für alle in einem Betrieb beschäftigten Arbeitnehmer. Sie beginnt mit dem ersten Kalendermo-
nat, für den in einem Betrieb Kurzarbeitergeld vom Arbeitgeber gezahlt wird (§ 104 Abs. 1 SGB III). 
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Wird innerhalb der Bezugsdauer für einen zusammenhängenden Zeitraum von mindestens einem Monat kein Kurz-
arbeitergeld gezahlt, verlängert sich die Bezugsdauer um diesen Zeitraum.  
 
Wird in drei aufeinander folgenden Monaten kein Kurzarbeitergeld gewährt, beginnt bei Vorliegen der Anspruchs-
voraussetzungen eine neue Bezugsfrist. Wird z. B. von September bis November nicht, im Dezember jedoch kurz 
gearbeitet, kann Kug bis November des Folgejahres bezogen werden. 
 
 
VII. Höhe 

 
Die Höhe des Kurzarbeitergelds richtet sich nach der Nettoentgeltdifferenz, das ist der gerundete Unterschiedsbe-
trag zwischen dem Bruttoarbeitsentgelt, das der Arbeitnehmer ohne Arbeitsausfall erhalten hätte (Soll-Entgelt) und 
dem Bruttoarbeitsentgelt, dass er tatsächlich erhalten hat (Ist-Entgelt). Beträge, die der Arbeitgeber unter Anrech-
nung des Kurzarbeitergeldes zusätzlich zahlt, führen nicht zu einer Minderung des Kug. Unberücksichtigt bleiben 
auch Einkünfte aus einer anderen Beschäftigung, die bereits vor Eintritt des Arbeitsausfalls in gleichem Umfang 
ausgeübt wurde. Wird eine Nebenbeschäftigung allerdings erst nach Eintritt des Arbeitsausfalls aufgenommen, 

erfolgt eine Anrechnung in voller Höhe. Es empfiehlt sich die Arbeitnehmer darauf hinzuweisen. 
 
Für Arbeitnehmer, die selbst oder deren Ehegatte beziehungsweise Lebenspartner mindestens ein Kind haben, 
beträgt das Kurzarbeitergeld 67 %, für die übrigen Arbeitnehmer 60 % der oben beschriebenen Differenz. Maßge-
bend ist das pauschalierte Nettoentgelt entsprechend der von der Arbeitsagentur zur Verfügung gestellten Kug-
Tabelle. Die Kug-Tabelle wird jährlich angepasst und neu veröffentlicht. 

 
Widerruft die Agentur für Arbeit die Bewilligung von Kurzarbeitergeld rückwirkend, oder werden die Voraussetzun-
gen für das Kug nicht erfüllt. muss der Arbeitgeber die vereinbarte ausgefallene Zeit selbst vergüten, allerdings nur 
in Höhe des ausgefallenen Kurzarbeitergeldes. 
 
 
VIII. Lohnfortzahlung/Feiertage 

 
Ein Arbeitnehmer soll sich nicht durch Krankheit den Kurzarbeitsfolgen entziehen können. Er soll nicht besser, aber 
auch nicht schlechter als ein gesunder Mitarbeiter stehen. Bei Arbeitsunfähigkeit mit Entgeltfortzahlung vor Be-

ginn der Kurzarbeit wird daher während der Kurzarbeit ein reduziertes Entgelt bezahlt. Der Arbeitnehmer erhält 
anstelle des Kug ein besonderes Krankengeld in Höhe des Kug, dessen Erstattung der Arbeitgeber bei der Kran-
kenkasse beantragen muss, sowie einen eventuellen tariflichen Kug-Zuschuss. Bei Eintritt der Arbeitsunfähigkeit 
mit oder nach Beginn der Kurzarbeit wird neben dem tariflichen Kug-Zuschuss von der Agentur Kug bezahlt. 

 
Für Feiertage, an denen die Arbeit auch ohne Kurzarbeit ausgefallen wäre, zahlt die Arbeitsagentur kein Kug. Der 

Mitarbeiter erhält vom Arbeitgeber Feiertagslohnausfallvergütung in Höhe des Kug und des tariflichen Zuschusses, 
wenn die Arbeit auch ohne den Feiertag wegen Kurzarbeit ausgefallen wäre (z. B. Kurzarbeit vor und nach einem 
Hochfeiertag). 
 
Wäre am Feiertag gearbeitet worden (z. B. Karfreitag im Durchfahrbetrieb) besteht Anspruch auf Kug und den 
tariflichen Zuschuss wie an einem „normalen“ Arbeitstag. 
 
 
IX. Lohnsteuerpflicht des Kug 

 
Der Arbeitgeber hat das an den Arbeitnehmer gezahlte Kurzarbeitergeld auf der Lohnsteuerkarte zu bescheinigen. 
Das Kurzarbeitergeld selbst ist nicht lohnsteuerpflichtig, unterliegt aber dem sogenannten Progressionsvorbehalt. 
Ein Lohnsteuerausgleich darf für diesen Personenkreis nicht mehr durchgeführt werden. Ein eventueller Kug-Zu-
schuss ist steuerpflichtig. 
 
 
X. Versicherungsrechtliche Fragen / Sozialversicherungsbeiträge 

 
Während des Bezuges von Kurzarbeitergeld besteht die Mitgliedschaft in allen Zweigen der Sozialversicherung 
fort, und zwar auch dann, wenn durch die Kurzarbeit das Arbeitsentgelt vorübergehend unter die Geringfügigkeits-
grenze absinken sollte.  
 
Der Arbeitgeber muss weiterhin Sozialversicherungsbeiträge bezahlen:  

Für die geleistete Arbeit müssen die gewöhnlichen Arbeitgeberbeiträge aus dem „Ist-Entgelt“ geleistet werden. 
 
Aus dem „Fiktivlohn“, der sich aus 80 % der Differenz zwischen dem Soll- und Ist-Entgelt errechnet, trägt der 

Arbeitgeber sowohl die Arbeitgeber- als auch die Arbeitnehmerbeträge. 
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XI. Informationsblätter der Agentur für Arbeit / Krankenkassen 

 
Es empfiehlt sich, frühzeitig den Kontakt mit der Agentur für Arbeit zu suchen, die Merkblätter, die notwendigen 
Formulare, hilfreiche Erläuterungen zur Abrechnungsliste und den vorwiegend für agenturinterne Auslegungsfra-
gen vorgesehenen, umfangreichen (400 Seiten) „Sammelerlass Kurzarbeit“ zur Verfügung stellt. 
 
Für ergänzende sozialversicherungsrechtliche Fragen sind auf der Homepage der Krankenkasse weitere Informa-
tionen verfügbar. 
 
 
XII. Tarifliche Sonderregelungen 

 
1. Tarifliche Grundlagen 

 
Die Einführung von Kurzarbeit ist in § 14 MTV geregelt.  
 
2. Ankündigungsfrist 

 
Kurzarbeit muss bis 7 Tage im Voraus angekündigt werden. Es genügt eine einseitige Erklärung des Arbeitgebers, 
dass Kurzarbeit eingeführt wird.  
 
Beispiel: „Ab Montag, den 14. März, muss Kurzarbeit eingeführt werden. Die wöchentliche Arbeitszeit wird voraus-
sichtlich auf durchschnittlich 30 Stunden gekürzt. Die Verhandlungen mit dem Betriebsrat sind eingeleitet.“ 
 
Die notwendige Betriebsvereinbarung muss in diesem Augenblick noch nicht abgeschlossen sein. Mit Zustimmung 
des Betriebsrats, z. B. auch in der Betriebsvereinbarung oder in einem gemeinsamen Aushang, kann die Ankündi-
gungsfrist verkürzt werden.  
 
Wird die Kurzarbeit innerhalb von vier Wochen nach Ankündigung nicht eingeführt, ist eine neue Ankündigung 
notwendig. 
 
Trotz der Ankündigung von Kurzarbeit bleiben die Mitarbeiter zur Vollarbeit verpflichtet, wenn ein entsprechender 
Bedarf besteht. 
 
3. Berechnung des ausfallenden Entgelts 

 
Nach § 14 Ziff. 3 MTV wird während der Kurzarbeit das ausfallende Entgelt entsprechend herabgesetzt. Bei Ge-
halts- oder Monatslohnempfängern wird das Entgelt nach der Formel: „Ausfallende Monatsstunden / 165,3“ gekürzt. 
Es erscheint richtig, diesen Faktor unabhängig von der tatsächlich zu arbeitenden Monatsstunden anzuwenden. 
Damit hat jede ausfallende Stunde den gleichen Wert. Diese Berechnung wird auch von der 
Arbeitsagentur für das Kug akzeptiert. 
 
Bei Arbeitnehmern im Stundenlohn wird nur die tatsächlich geleistete Arbeitszeit bezahlt.  
 
Andere Vergütungsbestandteile wie 13. ME/ JAL, Urlaubsgeld werden nicht gekürzt. 
 
4. Zuschuss zum Kurzarbeitergeld 

 
Die Arbeitnehmer erhalten während der Kurzarbeit einen Zuschuss, der sich aus zwei Komponenten zusammen-
setzt.  
 
Zuschuss 1 

Für jede ausgefallene Arbeitsstunde hat der Arbeitgeber einen Zuschuss zwischen 0,05 % und 4 % zu bezahlen. 
Die genaue Höhe des Zuschusses ergibt sich aus der Tabelle 1 gemäß Anlage 1 zu § 14 MTV und errechnet sich 
aus dem ausgefallenen, tatsächlichen Entgelt ohne die Spätschichtzulage (vgl. § 14 Ziff. 5.3 MTV i.V. mit § 13 Ziff. 
2 und 3, § 12 Ziff. 3 MTV und § 4 Ziff. 2.2 DF-TV Papier / Zellstoff). 
 
Zuschuss 2 

Da in der Papierindustrie die Schichtarbeit weit verbreitet ist, für die zum Teil steuer- und sozialversicherungsfreie 
Zuschläge bezahlt werden, sieht der Tarifvertrag noch einen weiteren Zuschuss vor, der sich an der Höhe der 
ausgefallenen steuerfreien Zuschläge orientiert. Soweit diese Zuschläge steuerfrei gewesen wären, werden hiervon 
zwischen 2 % und 40 % erstattet. Der genaue Prozentsatz ergibt sich aus der Tabelle 2 zu der Anlage 1 zu § 14 
MTV. Fallen in einem Monat 2 000 Prozentpunkte (entspricht 20 Stundenwerten) an steuerfreien Zuschlägen aus, 
erhält der Arbeitnehmer einen Zuschuss in Höhe von 40 % der steuerfrei ausgefallenen Zuschläge. 
 
Der Zuschuss ist nicht auf 2.000 Prozentpunkte begrenzt, sondern berechnet sich ab 2.000 Prozentpunkten aus 
dem Höchstsatz von 40 % des ausgefallenen, steuerfreien Entgelts. 
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Beispiel 1: 

Bei einem Arbeitnehmer fallen durch die Kurzarbeit 132 Arbeitsstunden aus und zwar 80 Stunden mit Nachtarbeit, 
24 Stunden mit Sonntagsarbeit und 28 Stunden in Tagarbeit. 
 
Zuschuss 1:  
Er erhält für die ausfallenden 132 Stunden jeweils 4 % (Höchstsatz gemäß Tabelle 1) = 5,28 Stundenverdienste. 
 
Zuschuss 2: 
Es fallen 80 x 25 % = 2.000 Prozentpunkte Nachtarbeitszuschlag und 24 x 50 % Sonntagszuschlag = 1.200 Pro-
zentpunkte Sonntagszuschlag (steuerfrei) aus. Die insgesamt 3.200 Prozentpunkte werden gemäß Tabelle 2 mit 
40 %, = 1.280 % bzw. 12,8 Stundenverdiensten bezuschusst. 
 
Beispiel 2: 

Bei einem Arbeitnehmer fallen durch die Kurzarbeit 72 Arbeitsstunden aus und zwar 40 Stunden mit Nachtarbeit, 
12 Stunden mit Sonntagsarbeit und 20 Stunden in Tagarbeit.  
 
Zuschuss 1: 
Er erhält für die ausfallenden 72 Stunden jeweils 3,6 % (gemäß Tabelle1) = 2,592 Stundenverdienste. 
 
Zuschuss 2: 
Es fallen 40 x 25 % = 1.000 Prozentpunkte Nachtarbeitszuschlag und 12 x 50 % Sonntagszuschlag = 600 Prozent-
punkte Sonntagszuschlag (steuerfrei) aus. Die insgesamt 1.600 Prozentpunkte werden mit 32 %, = 512 % bzw. 
5,12 Stundenverdiensten bezuschusst. 
 
Der Arbeitgeberzuschuss ist in voller Höhe steuerpflichtig, unterliegt aber nur insoweit der Sozialversiche-
rungspflicht, wie er unter Einbeziehung des Kug den „Fiktivlohn“, d. h. 80 % des ausgefallenen Entgelts in der 

Sozialversicherung übersteigt. Dies ist bei dem tariflichen Zuschuss in der Regel nicht der Fall. Der  Zuschuss wird 
nicht auf das Kug angerechnet. 
 
 
XIII. Definitionen 
 
Ist-Entgelt (Kurzlohn“):  Das während dem Abrechnungsmonat für die geleistete Arbeitszeit bezahlte Ent-

gelt* 
 
Soll-Entgelt:  Das Entgelt*, das ohne die Kurzarbeit verdient worden wäre. 
 
Entgeltausfall:  Die Differenz zwischen Soll*- und Ist-Entgelt* 
 
Fiktivlohn:  80 % des Entgeltausfalls* (maßgebend für die Sozialversicherungsbeiträge) 

* nur soweit sozialversicherungspflichtig 
 
 
XIV. Anlage 
 

/ Musterbetriebsvereinbarung 
 
 


